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Was ist abzugeben? – Das Angebot:

Alle Angebotsbestandteile sind ausschließlich in elektronischer Form am VEMAP-
Beschaffer-Portal des AG unter http://noe.vemap.com zu bearbeiten bzw. einzureichen.
Unterlagen in Papierform werden ebenso wenig berücksichtigt wie eine Einreichung mittels
E-Mail.

Hierbei handelt es sich um folgende Formblätter am VEMAP-Portal:

Formblatt 1: Nachweis der Vertretungsbefugnis

Formblatt 2: Erklärung einer Bietergemeinschaft

Formblatt 3: Eigenerklärung

ggf. Formblatt 4: Liste allfälliger Subunternehmer

ggf. Formblatt 5: Erklärung über Umsatzerlöse

ggf. Formblatt 6: Unternehmensreferenzen

ggf. Formblatt 7: Angaben zum Schlüsselpersonal

ggf. Formblatt 8: Angaben zur Lehrlingsausbildung

Formblatt 9: Erklärung zu den Bieterlücken

Formblatt 10: Ansprechpartner

ggf. Formblatt 11: Erfüllungsgarantie

ggf. Formblatt 12: Haftungsrücklassgarantie

ggf. Formblatt 13: Zahlungsgarantie
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Neben den im Zuge der Angebotserstellung auf dem VEMAP-Portal http://noe.vemap.com
auszufüllenden Unterlagen (siehe obige Formblätter) sind gegebenenfalls nachstehende
weitere Unterlagen (Beilagen) vom VEMAP-Portal herunterzuladen, auszudrucken, auszu-
füllen, einzuscannen und einzureichen.

Hierbei handelt es sich um folgende Beilagen:

ggf. Beilage A: Unterschriftenblatt im Falle einer Bieter-/Arbeitsgemeinschaft

ggf. Beilage B: 1 Subunternehmererklärung pro Subunternehmer

ggf. Beilage C: 1 Unternehmerreferenz pro Referenzprojekt

ggf. Beilage D: 1 Schlüsselpersonalreferenz pro Referenzprojekt

ggf. Beilage E: Erfüllungsgarantie

ggf. Beilage F: Haftungsrücklassgarantie

ggf. Beilage G: Zahlungsgarantie

ggf. Begleitschreiben zum Angebot

ggf. weitere Angebotsbestandteile

Beilage H: Zustimmung zur Verwendung personenbezogener Daten

Angebote müssen rechtzeitig online auf dem Beschaffer-Portal des AG unter
http://noe.vemap.com abgegeben werden. Das Risiko des rechtzeitigen Einlangens des An-
gebotes trägt der Bieter. Dem Bieter wird daher empfohlen, das Einlangen seines Angebo-
tes am Beschaffer-Portal des AG zu prüfen.

Allfällige Fragebeantwortungen und Berichtigungen werden vom AG unter
http://noe.vemap.com zum Herunterladen zur Verfügung gestellt. Berichtigungen werden
zusätzlich jedenfalls unter http://www.noe.gv.at/noe/Ausschreibungen-Liegenschaften/Be-
kanntmachungen.html bereit gestellt. Der Bieter ist verpflichtet, diese allfälligen Fragebe-
antwortungen und Berichtigungen zu berücksichtigen und seinem Angebot zugrunde zu le-
gen.
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1. AUSSCHREIBUNGSBESTIMMUNGEN

Das Vergabeverfahren erfolgt nach den Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes 2018
(BVergG 2018 idgF) und der dazu ergangenen Verordnungen, sowie des NÖ Vergabe-
Nachprüfungsgesetzes. Es gelten die Bestimmungen der ÖNORM B 2110 idgF, soweit im
Punkt 2 (AVB bzw. BVB) keine abweichenden Festlegungen getroffen wurden.

1.1 Der Bieter bzw. die Bietergemeinschaft (im Folgenden der Bieter genannt) hat sein
Angebot gemäß den Bestimmungen des BVergG 2018 und der dazu ergangenen
Verordnungen zu erstellen. Er bietet die Erbringung der insb. in der Leistungsbe-
schreibung angeführten Leistungen unter Berücksichtigung der gesamten Ausschrei-
bung an.

1.2 Der Bieter bestätigt, dass alle Voraussetzungen für die Übernahme von Vertrags-
pflichten gemäß ÖNORM B 2110 erfüllt sind und dass er alle für die Erbringung der
Leistungen notwendigen Berechtigungen besitzt.
Er bestätigt, dass die vertragsgemäße Erbringung der Leistungen nicht von der Ertei-
lung oder Verlängerung von Beschäftigungsbewilligungen für ausländische Arbeits-
kräfte abhängig sein kann.
Er ist bereit, die angebotenen Leistungen zu erbringen und bleibt bis zum Ablauf der
Zuschlagsfrist an sein Angebot gebunden. Im Falle der Auftragserteilung wird die
Ausführung der übertragenen Leistungen zu dem (den) angegebenen Termin(en)
und innerhalb der angegebenen Frist(en) durchgeführt. Mit der Ausführung der Leis-
tungen darf frühestens nach schriftlicher Beauftragung begonnen werden (Zu-
schlagserteilung).
Der Bieter erklärt, dass seinem Angebot nur eigene Preisermittlungen zugrunde lie-
gen und dass keine für den AG nachteiligen, gegen die guten Sitten oder gegen den
Grundsatz des freien und lauteren Wettbewerbs verstoßenden Abreden mit anderen
Unternehmen, insb. über die Preisbildung oder über Ausfallsentschädigungen, noch
Preisbindungen und sonstige Abreden vorliegen, soweit es sich nicht um kartellrecht-
lich zulässige Vereinbarungen handelt. Dem Bieter ist bekannt, dass bei Vorliegen
einer der oben genannten Umstände der AG den Rücktritt vom Vertrag erklären
kann und er für den Schaden aufzukommen hat, welcher aus der Verletzung dieser
Erklärung entsteht.

1.3 Arbeits- bzw. Bietergemeinschaft
Im Fall des Auftrages wird eine Bietergemeinschaft die Leistung als Arbeitsgemein-
schaft erbringen. Sämtliche Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft werden gesamt-
schuldnerisch für die Durchführung des gesamten Auftrages haften.
Im Falle einer Mehrfachbeteiligung durch ein Unternehmen – sei es als Bieter, Mit-
glied einer Bietergemeinschaft und/oder Subunternehmer – die Anhaltspunkte dafür
enthält, dass dadurch der faire und lautere Wettbewerb ausgeschlossen sein könnte,
haben die betroffenen Unternehmen auf gesonderte Aufforderung durch den AG
nachzuweisen, dass dies nicht der Fall ist. Insbesondere haben sie nachzuweisen,
dass der Inhalt der abgegebenen Angebote durch diese Mehrfachbeteiligung nicht
beeinflusst wird bzw. die Angebote völlig unabhängig voneinander kalkuliert und er-
stellt wurden. Eine Änderung in der Zusammensetzung einer Arbeits- oder Bieterge-
meinschaft während des Vergabeverfahrens ist nicht zulässig.
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1.4 Subunternehmer (siehe Formblatt 4)
Gemäß § 2 Z 34 BVergG 2018 werden unter „Subunternehmer“ alle Unternehmer
verstanden, die Teile des an den Auftragnehmer erteilten Auftrags ausführen. Daher
fallen auch alle Unternehmer auf den weiteren Stufen (Sub-Subunternehmer) unter
den Begriff „Subunternehmer“. Die bloße Lieferung von Waren oder Bestandteilen,
die zur Erbringung einer Leistung erforderlich sind, ist keine Subunternehmerleis-
tung.

Der Bieter ist grundsätzliche berechtigt, Teile der Leistungen an Subunternehmer
weiterzugeben. Die Weitergabe des gesamten Auftrages und die Weitergabe von
„kritischen“ Leistungsteilen sind aber jedenfalls unzulässig.

Folgende „kritische“ Leistungsteile müssen verpflichtend vom Bieter selbst, von ei-
nem mit diesem verbundenen Unternehmen (gemäß § 2 Z 40 BVergG 2018) oder -
im Falle einer Bietergemeinschaft - von einem Mitglied der Bietergemeinschaft aus-
geführt werden:

 „kritische“ Positionen des Leistungsverzeichnisses:
Position 0201

Klargestellt wird, dass von Arbeitskräfteüberlassern beigestellte Arbeitskräfte - mit
Ausnahme von Arbeitskräfteüberlassungen zwischen dem Bieter bzw. Mitgliedern
der Bietergemeinschaft und verbundenen Unternehmen - keine „kritischen“ Leis-
tungsteile erbringen dürfen.

Der Bieter hat in seinem Angebot alle Teile des Auftrages, die der Bieter jedenfalls
oder möglicherweise im Wege von Subaufträgen an Dritte zu vergeben beabsichtigt,
bekannt zu geben. Er hat sämtliche Subunternehmer im betreffenden Formblatt B
anzugeben (Transparenzpflicht für alle Subunternehmer). Die Verfügbarkeitserklä-
rung(en) ist(sind) pro Subunternehmer gemäß Beilage C einzuholen und mit den An-
gebotsunterlagen einzureichen.

Während des Vergabeverfahrens und nach Zuschlagserteilung hat der Bieter/AN je-
den beabsichtigten Wechsel eines Subunternehmers oder jede beabsichtigte Hinzu-
ziehung eines nicht im Angebot bekannt gegebenen Subunternehmers dem AG
schriftlich und unter Anschluss aller zur Prüfung der Eignung des betreffenden Sub-
unternehmers erforderlichen Nachweise mitzuteilen. Der Einsatz dieser Subunter-
nehmer bei der Leistungserbringung darf nur nach vorheriger Zustimmung des AG
erfolgen. Die Zustimmung des AG ist, ebenso wie eine allfällige Ablehnung, unver-
züglich mitzuteilen und darf nur aus sachlichen Gründen verweigert werden. Die Zu-
stimmung des AG gilt als erteilt, sofern der AG den Subunternehmer nicht binnen
drei Wochen nach Einlangen der Mitteilung gemäß dem ersten Satz dieses Absatzes
abgelehnt hat. Sind der Mitteilung gemäß dem ersten Satz dieses Absatzes die er-
forderlichen Unterlagen nicht vollständig angeschlossen, so wird der AG dies dem
AN unverzüglich mitteilen und ihn zur Vorlage der ausständigen Unterlagen auffor-
dern. Diese Aufforderung hemmt den Fortlauf der Frist gemäß dem vierten Satz die-
ses Absatzes bis zur vollständigen Vorlage der erforderlichen Unterlagen.

Dem Angebot sind die entsprechenden Verpflichtungserklärungen des Bieters / Sub-
unternehmers beizulegen (gemäß Formblatt 3 für Subunternehmer).
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2.1 ALLGEMEINE VERTRAGSBESTIMMUNGEN (AVB)

2.1.1 Vertragsbestandteile und deren Reihenfolge

Ergeben sich aus dem Vertrag Widersprüche, gelten die Vertragsbestandteile in nach-
folgender Reihenfolge:
1. Die schriftliche Vereinbarung (z.B. Angebotsannahme, Zuschlagsschreiben, Be-

stellschein, Auftragsbestätigung, Schluss- und Gegenschlussbrief), durch die der
Vertrag zu Stande gekommen ist;

2. die Allgemeinen Vertragsbestimmungen (AVB)  Punkt 2.1
3. die besonderen Vertragsbestimmungen (BVB) – Punkt 2.2
4. allfällige gewerkespezifischen Besonderheiten – Punkt 3.3
5. die ÖNORM B 2110 idgF, die ÖNORM B 2111 idgF und die ÖNORM A 2063 idgF;
6. Projektbeschreibung – siehe Punkt 3;
7. die Beschreibung der Leistung oder das mit Preisen versehene Leistungsverzeich-

nis Bei etwaigen Unklarheiten oder Widersprüchen in den Formulierungen des
Leistungsverzeichnisses gilt nachstehende Reihenfolge:

a)  Folgetext einer Position (vor dem zugehörigen Grundtext)
b)  Positionstext (vor Vertragsbestimmungen)
c)  Vertragsbestimmung der Unterleistungsgruppe
d)  Vertragsbestimmung der Leistungsgruppe
e)  Vertragsbestimmung der Leistungsbeschreibung;

8. Pläne, Zeichnungen, sonstige Beilagen – siehe Punkt 5 – in folgender Reihenfolge:
a)  Baubewilligungen und sonstige Bewilligungen
b)  Zeichnungen und Pläne
c)  technische Beschreibungen, Gutachten und Berichte

9. Normen technischen Inhalts;
10.die Werkvertragsnormen der Serien B 22xx und H 22xx mit vornormierten Vertrags-

inhalten, die für einzelne Sachgebiete gelten;
11.Richtlinien technischen Inhaltes und Verarbeitungsrichtlinien.
Wenn im Einzelfall keine besonderen Regelungen gelten oder vereinbart wurden, ist
bei ÖNORMEN und Richtlinien, die ohne Ausgabedatum angeführt sind, jene Fassung
maßgebend, die zum Zeitpunkt des Beginns der Angebotsfrist Gültigkeit hatte. Ist
keine Angebotsfrist angegeben, gilt das Datum des Angebotes.
Sofern die Unterfertigung eines Gegenschlussbriefes vom Auftraggeber (AG) gefordert
wird, erfolgen Zahlungen an den Auftragnehmer (AN) nur nach Vorliegen des unterfer-
tigen Gegenschlussbriefes beim AG.
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2.1.9

Forderungen vom AN geltend gemacht wird – verjähren binnen 3 Monaten ab Fällig-
keit der Schlussrechnung.

Haftungsrücklass
Der Haftungsrücklass wird in der Höhe von 2% einbehalten (entfällt bei einer Haf-
tungsrücklass-Summe der Schlussrechnung von unter EUR 6.000,00 inkl. Ust.). Der
AN hat den einbehaltenen Haftungsrücklass durch ein unbares Sicherstellungsmittel
abzulösen, das dem angeschlossenen Muster (Formblatt H) zu entsprechen hat.
Im Falle der Verlängerung der Gewährleistungsfrist ist auch die Sicherstellung in der
Höhe gemäß ÖNORM B 2110 (insbesondere Punkt 8.7.3.3) entsprechend zu verlän-
gern. Eine Verweigerung dieser Verlängerung gilt ausdrücklich als Verletzung der ver-
traglichen Pflichten des AN, die den AG zur Ziehung der Sicherstellung berechtigt.

2.1.10 Abrechnung
Mit Ausnahme von planlich nicht ermittelbaren Mengen (z.B. Provisorien) ist nach
Planmaß abzurechnen, ausgenommen es werden Abweichungen vom Plan vom AG
schriftlich angeordnet.
Der AN hat die Abrechnung in digitaler Form mit genormter Schnittstelle (zumindest
Excel-Format) zur Verfügung zu stellen.
Liegen die von der ÖBA geprüften und einvernehmlich festgestellten Mengenermittlun-
gen bei Rechnungslegung noch nicht vor, so stellt dies eine mangelhafte Rechnungs-
legung iSd Punktes 8.3.6.1 ÖNORM B 2110 dar.
Auf allen Rechnungen ist das Projekt, die betreffende Auftragsnummer sowie in Form
eines Kurztextes die geleistete Arbeit und der Zeitraum der Ausführung bzw. Lieferter-
min zu vermerken.
Für die in den Zeitraum vom 24.12. bis 6.1. des Folgejahres fallenden Zahlungsfristen
verlängert sich die jeweilige Zahlungsfälligkeit um 10 Tage.
Bei Lieferungen aus dem Gemeinschaftsgebiet hat der AN die Umsatzsteuer-Identifi-
kationsnummer (UID-Nr.) vom jeweiligen Sitzland dem AG bekannt zu geben. Umsatz-
steuer ist in diesem Falle grundsätzlich nicht in Rechnung zu stellen. Ebenso wenig
dürfen Unternehmer, die weder Sitz, gewöhnlichen Aufenthalt noch eine Betriebsstätte
im Inland haben und deren Sitz, gewöhnlicher Aufenthalt und Betriebsstätte in einem
Drittland gelegen ist, Umsatzsteuer in Rechnung stellen.

2.1.11

2.1.12

Voraussichtliche gewerkespezifische Rahmen-Termine
voraussichtlicher gewerkespezifischer Leistungsbeginn:

Juli 2026
Ausführungsdauer der gewerkespezifischen Leistungserbringung:

10  Wochen ab dem im Zuge der Baueinleitung festgelegten Baubeginn

Rahmentermin- und Bauzeitenplan
Der AN akzeptiert mit seiner Unterschrift zum Angebot den in der Ausschreibung vor-
gegebenen Rahmenterminplan. Dieser bildet die Grundlage für den in weiterer Folge
zu erstellenden Bauzeitenplan.
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Sofern der Ausschreibung kein detaillierter Bauzeitenplan beiliegt, ist nach Zu-
schlagserteilung binnen 14 Tagen bzw. nach Maßgabe der örtlichen Bauaufsicht
(ÖBA) mit dieser ein detaillierter Bauzeitenplan auszuarbeiten, der sich in den Rah-
menterminplan einfügt, pönalisierte Zwischentermine enthält und beiderseits schriftlich
zu bestätigen ist.

Ergeben sich im Zuge der Bauabwicklung Terminveränderungen, insbesondere auf-
grund von geänderten Ausführungsterminen von Vorleistungen anderer Professionis-
ten, so verschieben sich – sofern dies für den AN unter Anstrengung aller seiner
Kräfte nicht unzumutbar ist – die pönalisierten Zwischen- und Fertigstellungstermine
des AN entsprechend. Eine Verlängerung der vereinbarten Ausführungsdauer tritt in
diesem Fall nicht ein. Erfolgt aufgrund des Verzuges des AN eine Anpassung der im
Terminplan festgesetzten Termine, bleibt die Pönalisierung der ursprünglichen Zwi-
schen- und Fertigstellungstermine aufrecht.

2.1.13 Ausführungs- bzw. Lieferfristen
Der AN übernimmt die Verpflichtung, die Leistungen und Lieferungen von sich aus so
früh zu beginnen und fertig zu stellen, wie dies im Fortschreiten der Bauplanung und
Bauausführung möglich ist. Anlieferungen sind dem AG frühestmöglich anzukündigen
und vor Ort durch den AN zu überwachen. Im LV vom AN geforderte Ausführungsun-
terlagen sind dem AG ebenfalls frühestmöglich vorzulegen. Darüber hinaus wird der
AN im Rahmen seines Leistungsbildes in zumutbarer Weise alle für seine Leistungen
erforderlichen Vorleistungen anderer AN bzw. Beistellungen des AG so frühzeitig an-
fordern bzw. abstimmen, dass er noch vor Beginn seiner Ausführungs- bzw. Lieferfris-
ten den AG in die Lage versetzt, entsprechend Dispositionen zu treffen.
Auf jeden Fall hat der AN spätestens 5 Werktage nachdem die Voraussetzungen ge-
geben sind oder 5 Tage nach Aufforderung zu beginnen. Unterlässt er dies oder wer-
den vereinbarte Fristen überschritten, wird er für sämtliche Folgeschäden voll haftbar
gemacht.

2.1.14 Drohende Fristüberschreitung
Es obliegt dem AN, die vereinbarten Termine durch einen ausreichenden Geräteein-
satz zu sichern. Fristüberschreitungen im Rahmen der laut Bauzeitenplan festgelegten
Termine mit Auswirkungen auf andere Gewerke oder den Gesamtfertigstellungstermin
berechtigen den AG nach Setzung einer angemessenen Nachfrist eine Ersatzvor-
nahme durchzuführen, ohne dass der AN berechtigt ist, seine Kräfte abzuziehen oder
vom Auftrag zurückzutreten.
Der säumige AN ist verpflichtet, dem AG sämtliche dadurch entstandenen Mehrkosten
zu vergüten. Davon unberührt bleiben die Bestimmungen über die Vertragsstrafe.
In begründeten Fällen drohender Frist- oder Terminüberschreitung hat der AN auf ent-
sprechendes Verlangen Einsatzpläne über den weiteren geplanten Einsatz seiner
Ressourcen (insbesondere Personal, Gerüste, Geräte und Werkzeuge) an die Örtliche
Bauaufsicht zu liefern. Im Fall von erheblichen Abweichungen von diesen Einsatzplä-
nen und / oder begründeten Bedenken an einem ordnungsgemäßen und zur Errei-
chung der vereinbarten Termine geeigneten Leistungsfortschritt des AN ist der AG be-
rechtigt, nach einmaliger Setzung einer Nachfrist von drei Werktagen eine Ersatzvor-
nahme auf Kosten des AN einzuleiten.
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2.1.15 Vertragsstrafe (Pönale)

für zeitlichen Verzug
Der Anspruch auf Leistung einer Vertragsstrafe entsteht, sobald der AN in Verzug – in
Bezug auf die festgelegten Zwischen- und/oder Endtermine – gerät und nicht nachwei-
sen kann, dass er den Verzug nicht zu vertreten hat. Der Nachweis eines Schadens ist
nicht erforderlich.
Die Höhe dieser Vertragsstrafe beträgt bei Nichteinhaltung der vertraglich vereinbarten
Pönaltermine

0,2 % der Auftragssumme pro Kalendertag
Insgesamt ist die Vertragsstrafe für Verzug mit höchstens 5 % der Auftragssumme
(= zivilrechtlicher Preis) begrenzt.
bei Lohn- und Sozialdumping
Wird der AN oder einer seiner Subunternehmer im Rahmen seiner beruflichen Tätig-
keit im ausschreibungsgegenständlichen Projekt gemäß §§ 28 oder 29 LSD-BG
rechtskräftig bestraft, so ist der AG zum Abzug einer Vertragsstrafe (Pönale) in Höhe
von € 2.000,00 pro rechtskräftiger Bestrafung berechtigt.

2.1.16 Leistungsabweichung: Folgen eines Vertragsrücktritts / Nachteilsabgeltung
Im Fall der Vertragsauflösung wird der AG die verwertbaren bereits erbrachten Teil-
leistungen übernehmen und vergüten. Weitergehende Vergütungsansprüche bestehen
hingegen nicht. Insbesondere steht dem AN ein Anspruch auf Entgelt nur für die von
ihm bis zum Vertragsrücktritt nachweislich erbrachten Leistungen zu (Ausschluss des
§ 1168 ABGB).
Erwächst dem AN durch Unterschreitung der Auftragssumme um mehr als 20% oder
durch Minderung oder Entfall eines Teils der Leistung ein Nachteil, der nicht durch
neue Einheitspreise, die positionsweise gemäß Punkt 7.4.4 ÖNORM B 2110 verein-
bart worden sind, oder durch andere Entgelte abgedeckt ist, wird ihm der dadurch ent-
standene Nachteil durch Vergütung des kalkulierten Anteils der Geschäftsgemeinkos-
ten an den entfallenden Leistungen abgegolten (insb. aber nicht der im Gesamtzu-
schlag kalkulierte Gewinn, nicht der entgangene Gewinn und nicht jener Nachteil, der
daraus entstanden ist, dass der AN nicht andere Leistungen übernehmen konnte).

2.1.17 Leistungsabweichungen und Mengenänderungen
1.) Leistungsänderungen:
Beispiel: Die Anordnung des AG, dass statt des ursprünglich ausgeschriebenen Stan-
dard-Fußbodenbelags ein bestimmter höherwertiger Fußbodenbelag auszuführen ist,
ist eine Leistungsänderung.
Das Leistungsänderungsrecht des AG umfasst auch die zeitliche Komponente der
Leistungen, also etwa die Termine, die Bauzeit und den Bauzeitplan bzw. Bauablauf.
Die sonstigen Voraussetzungen für das Leistungsänderungsrecht gemäß Punkt 7.1,
erster Absatz, ÖNORM B 2110 (Zumutbarkeit und Notwendigkeit) bleiben unverändert
bestehen.
Bei vom AG angeordneten Leistungsänderungen hat der AN den Anspruch auf Anpas-
sung der Leistungsfrist und/oder des Entgelts (insbesondere Mehrkosten welcher Art
auch immer aus geltend gemachter Behinderung, Leistungsverdünnung, Forcierung,
etc.) bei sonstigem Verlust des Anspruches jedenfalls (d.h. auch bei offensichtlicher
Anpassung der Leistungsfrist und/oder des Entgelts) vor deren Anfall dem Grunde
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nach schriftlich beim AG geltend zu machen. Bei einem Versäumnis der Anmeldung
tritt Anspruchsverlust ein.

Bei vom AG dem Grunde nach angeordneten Leistungsänderungen gemäß Punkt 7.1
ÖNORM B 2110 ist der AN jedenfalls zur Leistungsfortsetzung und zur Ausführung der
Leistungsänderungen verpflichtet, auch wenn über die Anpassung der Leistungsfrist
und/oder des Entgelts noch kein Einvernehmen der Höhe nach hergestellt wurde. Bei
Leistungsänderungen, die zu einer Überschreitung der vertraglich festgelegten Leis-
tungsfrist aus nicht dem AN zurechenbaren Gründen führen, werden nur die zeitge-
bundenen Gemein- und Gerätekosten der Baustelle für die Zeit der Überschreitung im
Rahmen der vorgelegten Aufgliederung, jedoch nur im tatsächlich geleisteten Um-fang
und höchstens zum angebotenen Preis je Zeiteinheit, vergütet.

2.) Störungen der Leistungserbringung:
Beispiel: Die notwendige Unterbrechung der Bauarbeiten aus Witterungsgründen, die
in der Sphäre des AG liegen, ist eine Störung der Leistungserbringung.
Bei Störungen der Leistungserbringung hat der AN den AG unverzüglich ab Erkenn-
barkeit durch den AN auf die Störung und die voraussichtlichen Auswirkungen (Be-
schreibung der gestörten Leistungen, Auswirkungen auf Leistungsfrist und Entgelt)
hinzuweisen.
Der AN trägt die Beweislast dafür, dass eine Störung oder die Auswirkungen einer
Störung nicht zu einem früheren Zeitpunkt als angemeldet für den AN erkennbar wa-
ren. Der AN hat den Anspruch auf Anpassung der Leistungsfrist und/oder des Entgelts
(insbesondere Mehrkosten welcher Art auch immer aus geltend gemachter Behinde-
rung, Leistungsverdünnung, Forcierung, etc.) bei sonstigem Verlust des Anspruches
jedenfalls (d.h. auch bei offensichtlicher Anpassung der Leistungsfrist und/oder des
Entgelts) unverzüglich ab Erkennbarkeit für den AN schriftlich beim AG geltend zu ma-
chen. Bei einem Versäumnis der Anmeldung tritt Anspruchsverlust ein.
Bei Störungen der Leistungserbringung, die zu einer Überschreitung der vertraglich
festgelegten Leistungsfrist aus nicht dem AN zurechenbaren Gründen führt, werden
nur die zeitgebundenen Gemein- und Gerätekosten der Baustelle für die Zeit der
Überschreitung im Rahmen der vorgelegten Aufgliederung vergütet, jedoch nur im tat-
sächlich geleistetem Umfang und höchstens zum angebotenen Preis je Zeiteinheit.

2.1.28 Übernahme
Die Übernahme erfolgt ausschließlich förmlich. Der AN hat den AG im Hinblick auf Pkt.
10.2.2 ÖNORM B 2110 auf die Rechtsfolgen der Unterlassung einer Stellungnahme
schriftlich aufmerksam zu machen und darauf hinzuweisen, dass eine ausdrückliche
Erklärung innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt dieser Mitteilung abzugeben ist.
Spätestens mit der Übernahme hat der AN jedenfalls folgende Unterlagen der ÖBA zu
übergeben:
 -   Bescheide und Genehmigungen
 -   erforderliche bzw. geforderte Prüfatteste
 -   Nachweis der Einhaltung der Garantiewerte
 -   Nachweis entsprechender Funktionsprüfungen durch befugte Personen
 -   Bedienungs-, Betriebs- und Pflegeanleitungen
 -   sämtliche gewerkespezifische Dokumentationen gemäß ÖNORM B 2107-3
 -   allfällige Bestandspläne.
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Für sämtliche gebäudetechnische Anlagen, sowie für betriebsorganisatorische und
EDV-Systeme ist die technische Betriebsbereitschaft dann gegeben, wenn die die An-
lagen im Echtzeitbetrieb (Heiz- und Kühlbetrieb) zumindest je 6 Monate lang, jeden-
falls aber eine Heiz- und Kühlperiode einwandfrei funktionieren und dies vom AG
schriftlich festgestellt wird.
Funktionieren die Anlagen nicht einwandfrei sind die Mängel umgehend zu beheben.
Anschließend erfolgt eine neuerliche Übernahme.
Die Dauer der Gewährleistung verlängert sich dadurch um den Zeitraum von Über-
nahme bis zum einwandfreien Funktionieren.

2.1.19 Schlussfeststellung
Eine Schlussfeststellung wird vereinbart. Der AN hat um die Schlussfeststellung 3 Mo-
nate vor Ablauf der Gewährleistungsfrist anzusuchen.

2.1.20 Gewährleistung
Im Rahmen der Gewährleistung gilt grundsätzlich eine Gewährleistungsfrist von 3 Jah-
ren. Für Abdichtungen aus Materialien aller Art (inkl. „weißer Wanne“) gilt eine verlän-
gerte Gewährleistungsfrist von 5 Jahren und für Flachdächer und Terrassenabdichtun-
gen eine verlängerte Gewährleistungsfrist von 10 Jahren.
Werden Mängel innerhalb der Gewährleistungsfrist gerügt, wird vermutet, dass sie
zum Zeitpunkt der Übernahme vorhanden waren. Die Vermutung tritt nicht ein, wenn
sie mit der Art der Sache oder des Mangels unvereinbar ist.
In begründeten Fällen ist der AG berechtigt, vom AN zumindest drei Tage vor Beginn
der Mängelbehebung ein Sanierungskonzept zu verlangen, das den Zeitablauf sowie
die technischen Details der geplanten Mängelbehebung unter Berücksichtigung etwai-
ger Nutzungen oder sonstiger Arbeiten Dritter am Objekt konkret darzustellen hat. Der
AG ist berechtigt, die Mängelbehebung durch den AN abzulehnen und selbst vorzu-
nehmen oder durch Dritte auf Kosten des AN vornehmen zu lassen (Ersatzvornahme),
wenn dieses Sanierungskonzept nicht rechtzeitig vom AN vorgelegt wird oder in we-
sentlichen Punkten falsch oder nicht umsetzbar ist.

2.1.21 Schadenersatz
Hat ein Vertragspartner in Verletzung seiner vertraglichen Pflichten dem anderen Ver-
tragspartner schuldhaft einen Schaden zugefügt, hat der Geschädigte Anspruch auf
Ersatz des Schadens unabhängig von der Höhe der Auftragssumme.
Bei Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen wegen eines bei der Übernahme
vorhandenen Mangels der Leistung obliegt nach 10 Jahren ab der Übernahme die Be-
weislast für das Verschulden dem AG.
Ein über die Vertragsstrafe (Punkt 2.1.14) hinausgehender Schaden ist bei jeder Art
des Verschuldens des AN zu ersetzen.
Einen Schaden im Sinne dieser Bestimmung stellt es auch dar, wenn und soweit sich
dadurch, dass der AN die Kalkulationsvorgaben des AG bzw. der Ausschreibung samt
sonst geltender Kalkulationsvorschriften nicht eingehalten hat („Spekulation“), im Ver-
gleich zu einer korrekten Kalkulation die Abrechnungssumme erhöht hat.
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2.1.22 Änderungen beim AN
Bei Wegfall des AN, aus welchem Grund und aus welcher Sphäre auch immer, stehen
dem AG folgende Möglichkeiten  falls mehrere der unten angeführten Möglichkeiten
zur Verfügung stehen, wahlweise nach freiem Ermessen des AG – zur Ausführung der
vom AN nicht erbrachten Leistungen (in der Folge „Restleistungen“) ohne Durchfüh-
rung eines Vergabeverfahrens zur Verfügung:
1.) Fortsetzung des Vertrags mit nächstgereihtem Bieter:
Der AG hat das Recht, sämtliche Restleistungen an den im Vergabeverfahren anhand der
Zuschlagskriterien nächstgereihten Bieter, dessen Angebot nicht schon im Vergabe-
verfahren ausgeschieden wurde bzw. ausgeschieden werden hätte können, zu beauf-
tragen.
Für diese Beauftragung gelten zusätzlich folgende Bedingungen:
• Vor Beauftragung hat der AG bei Zweifeln an der noch aktuell gegebenen Eignung

des nächstgereihten Bieters das Recht, diese zu prüfen. Sollte die Eignung nicht ge-
geben sein, tritt der danach nächstgereihte Bieter an dessen Stelle. Sollte der
nächstgereihte Bieter etwaige Nachfragen über die Eignung nicht oder nicht recht-
zeitig beantworten, ist der AG berechtigt, den Auftrag dennoch zu erteilen, vorbehalt-
lich etwaiger Rücktrittsrechte, falls sich nachträglich die mangelnde Eignung heraus-
stellt.

• Für die Restleistungen gelten die Preise des Angebots des nächstgereihten Bieters
und die Bauzeitvorgaben im Vergabeverfahren. Für Restleistungen, für die keine
eindeutigen Preise aus dem Angebot zu entnehmen sind oder die Bauzeitvorgaben
nicht mehr unverändert anwendbar sind, sind die Preise und die Bauzeit aufgrund
der Bestimmungen der ÖNORM B 2110 für Leistungsabweichungen zu ermitteln.

• Ab Übersendung einer Leistungsabgrenzung (Beschreibung der bereits erbrachten
Leistungen und der noch zu erbringenden Restleistungen) durch den AG an den
nächstgereihten Bieter, wobei diese Übersendung vor oder nach Auftragserteilung
erfolgen kann, hat der nächstgereihte Bieter binnen zwei Wochen eine der zwei fol-
genden Optionen:
- Übernahme der Gewährleistung nur für seine Leistungen;
- Übernahme der Gewährleistung für alle Leistungen (Restleistungen und Vorleis-

tungen des ursprünglichen AN) gegen zusätzliche Vergütung von 2 % der ur-
sprünglichen Gesamtangebotssumme des nächstgereihten Bieters.

Wenn der nächstgereihte Bieter keine Erklärung abgibt, gilt dies als Übernahme der
Gewährleistung nur für seine Leistungen.
Der Vertrag über die Restleistungen wird zu obigen Bedingungen mit Zugang des Auf-
tragsschreibens an den nächstgereihten Bieter wirksam, wenn dieser mit dem Ange-
bot im Formblatt 12 „Bereitschaft zur Ausführung der Restleistungen nach Wegfall des
Auftragnehmers“ „ja“ ausgewählt hat. Wenn der nächstgereihte Bieter mit dem Ange-
bot im Formblatt 12 „Bereitschaft zur Ausführung der Restleistungen nach Wegfall des
Auftragnehmers“ „nein“ ausgewählt hat, wird der Vertrag über die Restleistungen zu
obigen Bedingungen mit schriftlicher Annahme des Auftragsschreibens durch diesen
wirksam.
Dieses Recht des AG kann auch mehrfach ausgeübt werden (z.B. Auftrag für Restleis-
tungen an den drittgereihten Bieter, falls der zweitgereihte Bieter während der Ausfüh-
rung von Restleistungen wegfällt; der drittgereihte Bieter gilt sodann als „nächstgereih-
ter Bieter“ im Sinne der obigen Bestimmungen).
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2.) Fortsetzung des Vertrags mit Subunternehmern:
Der AG hat das Recht, alle oder auch nur Teile der Restleistungen direkt an einen
vom AN vor dessen Wegfall genannten und vom AG genehmigten Subunternehmer zu
beauftragen.
Für diese Beauftragung gelten folgende Bedingungen:
• Für die Restleistungen gelten die Preise des Angebots des weggefallenen AN und

die Bauzeitvorgaben im Vergabeverfahren. Für Restleistungen, für die keine eindeu-
tigen Preise aus dem Angebot zu entnehmen sind oder die Bauzeitvorgaben nicht
mehr unverändert anwendbar sind, sind die Preise und die Bauzeit aufgrund der
Bestimmungen der ÖNORM B 2110 für Leistungsabweichungen zu ermitteln.

• Die Gewährleistung des Subunternehmers umfasst die an ihn beauftragten Restleis-
tungen und die davor vom Subunternehmer oder dessen Subunternehmern selbst
erbrachten Leistungen.

• Der Vertrag ist erst dann gültig, wenn das Auftragsschreiben des AG vom Subunter-
nehmer schriftlich angenommen wird.

3.) Sonstige Fortsetzung des Vertrags mit einem neuen Vertragspartner:
Der AG hat das Recht, den Vertrag mit einem neuen Vertragspartner unter folgenden
Voraussetzungen fortzusetzen:
• Wenn der neue Vertragspartner inklusive Subunternehmer die Eignung erfüllt; und
• wenn der neue Vertragspartner ein mit dem AN verbundenes Unternehmen ist, oder

wenn der neue Vertragspartner die wesentlichen für den Auftrag erforderlichen Res-
sourcen des AN durch Übernahme von Geschäftsanteilen (share deal) oder von Un-
ternehmensteilen (asset deal) übernommen hat.

Bei Wegfall eines Teils einer Arbeitsgemeinschaft auf AN-Seite hat der AG das Recht,
den Vertrag unter folgenden Voraussetzungen fortzusetzen:
• Wenn die Eignung durch die restlichen Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft inklusive

Subunternehmer gegeben ist; oder
• wenn die Eignung der Arbeitsgemeinschaft durch Hinzutritt eines neuen Mitglieds

oder neue Subunternehmer gegeben ist, wobei der Hinzutritt eines neuen Mitglieds
oder eines neuen Subunternehmers erst nach Genehmigung durch den AG zulässig
ist.

Etwaige Rücktrittsrechte des AG bleiben in allen diesen Fällen unberührt.

2.1.23 Urheberrecht
Der AG erwirbt im Rahmen dieses Vertrages die zeitlich, räumlich und inhaltlich unein-
geschränkte Werknutzungsbewilligung an allen Ausarbeitungen des AN oder Teilen
davon, das auch an andere Einheiten, mit denen der AG unmittelbar oder mittelbar
verbunden ist, übertragen werden kann. Davon umfasst ist auch das Recht, die Ausar-
beitungen oder Teile davon zur Erreichung der Ziele des AG zu adaptieren, an ihnen
insbesondere Zusätze bzw. Streichungen oder andere Änderungen vorzunehmen, sie
in eine von Maschinen (insbesondere von Datenverarbeitungsmaschinen) verwend-
bare Sprache zu übertragen oder zu übersetzen, sowie auf Datenträger zu speichern
und im Internet oder anderen Medien (z.B. CD-Rom, DVD, Datenbanken, BIM) öffent-
lich wiederzugeben sowie das Recht, das Projekt ohne Zustimmung des AN selbst zu
vollenden, zu verändern bzw. zu erweitern oder durch Dritte vollenden, verändern oder
erweitern zu lassen. Eine eigene Verwertung oder Bearbeitung durch den AN ist nur
mit Zustimmung des AG zulässig.
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2.1.24 Gerichtsstand
Die Vertragsparteien vereinbaren, dass alle sich aus oder im Zusammenhang mit die-
sem Vertrag ergebenden Streitigkeiten (einschließlich der Frage der Gültigkeit und Be-
endigung des Vertrags) von dem sachlich zuständigen Gericht in St. Pölten entschie-
den werden.

2.1.25

2.1.26

Sprache
Sämtliche Ansprechpartner des AN (auch auf der Baustelle) müssen der deutschen
Sprache, vor allem in Hinblick auf die technischen Begriffe, mächtig sein. Das ge-
samte Bauvorhaben (insbesondere auch die Rechnungslegung) ist in deutscher Spra-
che abzuwickeln.

Datenschutz
Der AN ist verpflichtet, die DSGVO sowie alle datenschutzrechtlichen Bestimmungen
einzuhalten, soweit er im Rahmen der Leistungserbringung als Auftragsverarbeiter des
AG tätig wird. Insbesondere wird der AN
 die vom AG zur Verfügung gestellten personenbezogenen Daten nur auf schriftliche

Weisung des AG und nur in dem Umfang verarbeiten, als die Verarbeitung zum Er-
reichen des Vertragszweckes erforderlich ist;

 den AG im Rahmen einer allenfalls erforderlichen Datenschutz-Folgeabschätzung
nach Art 35 DSGVO unterstützen;

 ein Verzeichnis zu allen Kategorien der von ihm durchgeführten Tätigkeiten gemäß
Art 30 Abs. 2 DSGVO führen;

 dem AG auf Aufforderung unverzüglich alle Informationen zur Verfügung stellen, da-
mit diese ihrer Rechenschaftspflicht gemäß Art 5 Abs. 2 DSGVO, ihren Informati-
onspflichten nach den Art 13 und 14 DSGVO sowie ihrer Auskunftspflicht nach Art
15 DSGVO entsprechen kann;

 auf Aufforderung des AG unverzüglich die erforderlichen Schritte im System des
Auftragnehmers zur Berichtigung oder Löschung personenbezogener Daten nach
den Art 16 und 17 DSGVO oder Einschränkung der Verarbeitung nach Art 18
DSGVO zu setzen;

 auf Aufforderung des AG unverzüglich eine Übertragung von Daten gemäß Art 20
DSGVO veranlassen;

 auf Aufforderung des AG unverzüglich die Verarbeitung von Daten infolge eines Wi-
derspruches gemäß Art 21 DSGVO einstellen;

 ohne vorherige Genehmigung durch den AG im Rahmen der Leistungserbringung
keine automatisierten Entscheidungen einschließlich Profiling iSd Art 22 DSGVO in
die von ihm umzusetzende Systeme implementieren;

 die von ihm umzusetzenden Systeme unter Beachtung der Datenschutzgrundsätze,
wie z.B. der Datenminimierung implementieren und insbesondere sicherstellen,
dass durch Voreinstellung grundsätzlich nur personenbezogene Daten, deren Ver-
arbeitung für den jeweiligen bestimmten Verarbeitungszweck erforderlich sind, ver-
arbeitetet werden (siehe Art 25 DSGVO);

 im Falle einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten diese unverzüg-
lich dem AG unter Bekanntgabe aller nach Art 33 Abs. 3 DSGVO vorgesehener In-
formationen melden.
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Alle oben angeführten Pflichten sind vom AN an allfällige Subunternehmer bzw Sub-
Subunternehmer im Umfang der von ihnen zu übernehmenden Leistungen ausdrück-
lich zu überbinden.
Der Verstoß gegen die oben genannten datenschutzrechtlichen Verpflichtungen ist mit
einer verschuldensabhängigen Vertragsstrafe von EUR 2.000,00 pro Einzelfall pönali-
siert. Darüber hinausgehende Forderungen, insbesondere aus dem Titel des Scha-
denersatzes, bleiben davon unberührt und können vom AG gesondert geltend ge-
macht werden

2.1.27 Schlussbestimmungen
Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Geltung der Schrift-
form. Dies gilt auch für eine Vereinbarung, mit der von diesem Schriftformgebot abge-
gangen werden soll. Neben diesem Vertrag bestehen weder schriftliche noch mündli-
che Nebenabreden.
Die Überschriften in diesem Vertrag dienen nur zu Referenzzwecken und haben kei-
nerlei Auswirkung auf die Bedeutung oder Auslegung des Vertrages. Sämtliche An-
hänge dieses Vertrages bilden einen integrierenden Bestandteil dieses Vertrages, so-
weit dieser Vertrag nicht ausdrücklich etwas anderes vorsieht.
Ist eine Bestimmung dieses Vertrages, eine nachträgliche Änderung oder Ergänzung
ungültig oder wird sie ungültig, dann wird dadurch die Gültigkeit und Wirksamkeit der
übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berührt. Im Falle der Unwirksamkeit,
Ungültigkeit oder Undurchsetzbarkeit gilt zwischen den Vertragsparteien eine dieser
Bestimmung im wirtschaftlichen Ergebnis möglichst nahekommende und nicht unwirk-
same, ungültige oder undurchsetzbare Bestimmung als vereinbart.
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Wenn dies im Zuge der Angebotsprüfung oder während der Ausführung vom AG gefor-
dert wird, sind vom Bieter bzw. AN weitere Kalkulationsgrundlagen oder K-Blätter vorzu-
legen.
Die Formblätter K7 haben eine entsprechende Detailkalkulation zu enthalten, die (so-
weit zutreffend) alle Personal-, Material-, Geräte-, Fremdleistungs- und Kapitalkosten
sowie die entsprechenden Aufwands- und Verbrauchsansätze und etwaige Zuschläge
ausweist. Dies gilt auch für Leistungen, für die beabsichtigt ist, diese von einem Subun-
ternehmer ausführen zu lassen.
Hierdurch werden diese Kalkulationsangaben jedoch nicht Bestandteil des Angebotes.
Der AG ist weder verpflichtet, diese Angaben zu prüfen noch ein allfälliges Prüfergebnis
dem Bieter mitzuteilen. Der Bieter verzichtet auf jede Irrtumsanfechtung seines Angebo-
tes bzw. des Vertrages aufgrund eines behaupteten Kalkulationsirrtumes.
Angebote für Zusatzaufträge und Auftragserweiterungen (z.B.: durch Vermehrung der
Massen) muss der AN auf der Grundlage des Hauptauftrages übernehmen und sind
rechtzeitig und vollständig (unter Beilage von K-Blättern, Preisnachweisen, etc.) einzu-
reichen, um dem AG im Hinblick auf den weiteren Baufortschritt eine zeitgerechte
schriftliche Beauftragung zu ermöglichen. Die Einreichung der Nachtragsangebote hat
unter anderem auch mittels ÖNORM-gerechten Datenträger zu erfolgen.

2.2.4 Zulassungen
Es dürfen nur Materialien/Erzeugnisse/Typen zum Einsatz gelangen, die alle für den
projektspezifischen Standort bzw. Verwendungszweck erforderlichen Zulassungen ha-
ben. Nachweise darüber werden dem AG auf Verlangen vorgelegt.

2.2.5 PVC- Vermeidung und H-FCKW- Vermeidung
Wenn im Leistungsverzeichnis nicht anderes vorgegeben ist, sind gemäß der Resolu-
tion des NÖ Landtages vom 18.02.1993 PVC-haltige Baustoffe zu vermeiden.
Wenn im Leistungsverzeichnis nicht anderes vorgegeben ist, sind gemäß der Resolu-
tion des NÖ Landtages vom 25.06.1996 teilhalogenierte Fluor- (Chlor-) Kohlenwasser-
stoffe zu vermeiden.

2.2.6 Wasser / Strom
Die Kosten für Wasser und Strom der Baustelle trägt der AG, die Kosten für sonstige
Betriebsstoffe trägt jedenfalls der AN.
Für die Verteilung ab den Entnahmestellen hat der AN selbst zu sorgen.
Der Verbrauch von Büro-, Mannschafts- und Lagerräumlichkeiten des AN ist mit geson-
derten Zählern eigens zu erfassen. Die Verbrauchskosten für diese Räumlichkeiten
werden nach tatsächlichem Ausmaß dem AN im Zuge seiner Verrechnung in Abzug ge-
bracht.

2.2.7 Bauleitung des AN, Baubuch und Bautagesberichte
Der AN ist verpflichtet, eine der Größe und dem Umfang des Bauvorhabens entspre-
chende sachverständige technische Aufsicht am Bau zu stellen.
Der AN verpflichtet sich, rechtzeitig vor und während der Zeit seines Arbeitseinsatzes
vor Ort zur Teilnahme an den vom AG oder von der ÖBA idR wöchentlich angesetzten
Baubesprechungen durch von ihm entsandtes fachkundiges Personal ohne gesonderte
Vergütung.
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2.2.8

2.2.9

Bautagesberichte sind – soweit vom AG nicht anders angeordnet – vom AN zu führen.
Bei gleichzeitiger Führung eines Baubuches und von Bautagesberichten gelten bei Wi-
dersprüchen die Eintragungen im Baubuch.

Leistungsumfang
Wenn nicht anders angegeben, zählen zum Leistungsumfang neben den im Leistungs-
verzeichnis beschriebenen Angaben über die jeweiligen Leistungen (z.B. Bauteil, Aus-
führung, Bauart, Baumaterial und Abmessungen) auch etwaige in Betracht kommende
gesetzliche und behördliche Vorschriften, Ausführungsbestimmungen der im ÖNORM-
Verzeichnis enthaltenen Normen und sonstige technische Spezifikationen, die den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen unter Beachtung der Rangfolge.
Jede Bezugnahme auf bestimmte technische Spezifikationen gilt grundsätzlich mit dem
Zusatz, dass auch rechtlich zugelassene gleichwertige technische Spezifikationen vom
AG anerkannt werden, sofern die Gleichwertigkeit vom Bieter oder AN nachgewiesen
wird.
In den Normen enthaltene Beschreibungen über Ausführung, Nebenleistungen, Bau-
hilfsmaterialien, Ausmaßfeststellung, Abrechnung usw. werden in den Texten des Leis-
tungsverzeichnisses in der Regel nicht mehr angeführt. Somit sind alle im Leistungsum-
fang direkt oder indirekt enthaltenen Leistungen in den Einheitspreisen einkalkuliert.
Wenn nicht anders angegeben, umfassen alle beschriebenen Leistungen auch das Lie-
fern der dazugehörigen Materialien/Erzeugnisse/Typen einschließlich Abladen, Lagern
und Fördern (Vertragen) bis zur Einbaustelle.
Wenn ausdrücklich nur das Liefern vereinbart ist, gilt der Transport bis zur vereinbarten
Lieferadresse und das Abladen im Einheitspreis als einkalkuliert. Wenn ausdrücklich
nur das Verarbeiten, Versetzen beziehungsweise Montieren von Materialien/ Erzeugnis-
sen/Typen vereinbart ist, ist das Fördern (Vertragen) von der Lagerstelle beziehungs-
weise von der Abladestelle bis zur Einbaustelle im Einheitspreis der zugehörigen Verar-
beitungs-, Versetz- oder Montageposition einkalkuliert. Ein vom AG angeordnetes etwa-
iges Zwischenlagern ist in gesonderten Positionen geregelt.
Sind für die Inbetrieb- oder Ingebrauchnahme einer erbrachten Leistung besondere
Überprüfungen, Befunde, Abnahmen oder dgl. erforderlich, sind etwaige Kosten hierfür
einkalkuliert.
Wenn nicht anders angegeben, gelten die Leistungen ohne Unterschied der Geschoße.
Soweit hierfür keine gesonderten Positionen im Leistungsverzeichnis vorgesehen sind,
sind etwaige Baustellengemeinkosten unabhängig von der Häufigkeit des Leistungsein-
satzes in die Einheitspreise einzukalkulieren.

Örtliche Gegebenheiten
Der Bieter bestätigt, dass er die Baustelle bzw. den Baustellenbereich samt Zufahrts-
möglichkeit besichtigt hat und mit den örtlichen Verhältnissen genau vertraut ist.
Die Geschäftsbedingungen und Vorgaben der örtlich tätigen Ver- und Entsorgungsbe-
triebe (EVU, Wasserversorgung, Abwasserentsorgung, Gasversorgung, Fernwärme,
etc.) sind vom AN einzuhalten, soweit dies zur Erbringung der Leistungen oder für den
nachfolgenden Betrieb der herzustellenden Leistungen erforderlich ist.
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2.2.10

2.2.11

Pläne/Unterlagen/Weisungen des AG
Pläne und Weisungen des AG bzw. seiner bevollmächtigten Vertreter sind verbindlich,
auch wenn sie dem AN nach Auftragserteilung zur Kenntnis kommen.
Sofern offensichtlich begründete Zweifel bestehen, ob bzw. wie weit die anordnenden
Personen durch den AG bevollmächtigt sind, ist der AN bei sonstigem Anspruchsverlust
zur Rückfrage beim AG verpflichtet, bevor er geänderte oder zusätzliche Leistungen
ausführt.

Baustellenorganisation
Der AN ist verpflichtet, in Zusammenarbeit mit der ÖBA und den anderen auf der Bau-
stelle tätigen AN an der Baustellenorganisation mitzuwirken, die auf einer zeitlich und
örtlich möglichst geringen Inanspruchnahme von Baustelleneinrichtungsflächen basiert
und allen beteiligten AN die Platzierung ihrer Baustelleneinrichtungen in koordinierter
Form auf den zur Verfügung stehenden Flächen ermöglicht. Erforderliche Bewilligungen
für die Inanspruchnahme privaten bzw. öffentlichen Gutes sind rechtzeitig vom AN zu
erwirken.
Flächen und Räume für Baustelleneinrichtung, Lager- und Arbeitsplätze dürfen nur im
Einvernehmen mit der ÖBA des AG bis auf Widerruf in Anspruch genommen werden
und sind abzusichern.
Für erforderliche Mitbenützungen an Gerüsten, Aufzügen, Baumaschinen, und derglei-
chen hat der AN mit dem jeweiligen Eigentümer ein entsprechendes Abkommen zu tref-
fen. Ein Anspruch auf Benützung besteht nicht.

2.2.12

2.2.13

Winter / Schlechtwetter
Mehrkostenforderungen wegen Winter oder Schlechtwetter werden nicht gesondert ver-
gütet; mit Ausnahme von Winterbauarbeiten, soweit diese nach der jeweils einschlägi-
gen Standard-Leistungsbeschreibung in separaten Positionen vorgesehen sind.

SiGe-Plan
Die Maßnahmen gemäß Sicherheits- und Gesundheitsschutzplan (SiGe-Plan) sind in
der Kalkulation zu berücksichtigen. Der SiGe-Plan ist jeweils in seiner letzten Fassung
verbindlich.
Bei mangelhafter und/oder nicht zeitgerechter Durchführung der im SiGe-Plan genann-
ten Maßnahmen, die vom AN zu erbringen sind, wird vom AG nach Verständigung und
Fristsetzung eine Ersatzvornahme für diese Tätigkeiten für die gesamte restliche Bau-
zeit auf Kosten des AN durchgeführt. Alle dem AG entstehenden Kosten gehen zu Las-
ten des AN. Aufgrund der Dringlichkeit der SiGe-Maßnahmen und der entstehenden
Gefährdungen, wenn diese nicht oder nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden, er-
folgt nur eine kurze Fristsetzung.

2.2.14 Bautafel
Das Aufstellen bzw. Anbringen von eigenen Firmentafeln ist nur nach Rücksprache mit
dem AG zulässig. Die Firmentafeln sind nach Fertigstellung umgehend zu entfernen.

Der AG errichtet eine für alle AN gemeinsame Bautafel. An dieser Bautafel werden vom
AG dem jeweiligen AN Flächen zugewiesen. Für die Anbringung des Firmenschriftzu-
ges ist der AN selbst verantwortlich. Die Bautafel wird nach Fertigstellung entfernt.
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2.2.15

2.2.16

2.2.17

Überwachung am Erfüllungsort / Überprüfung im Betrieb
Der AG behält sich eine Überwachung am Erfüllungsort bzw. eine Überprüfung im Be-
trieb (auch ohne Voranmeldung) vor.

Vermessungsarbeiten
Der AN hat die Maße für von ihm gemäß Leistungsverzeichnis oder sonstiger Vertrags-
bestandteile zu erbringende Vermessungsarbeiten nach Rücksprache mit dem AG zu
nehmen und mit allen Bauplänen (ggf. eigene und fremden Montage- und Bauangabe-
Plänen) zu vergleichen und abzustimmen (soweit erforderlich auch in Verhandlung mit
anderen Auftragnehmern). Unstimmigkeiten sind dem AG umgehend schriftlich mitzutei-
len. Erweist sich der AN für Messarbeiten nicht genügend qualifiziert, so hat sich dieser
eines Vermessungsingenieurs zu bedienen.

Bauangaben
Bauangaben (sofern gemäß Leistungsverzeichnis oder sonstiger Vertragsbestandteile
verlangt in Form von entsprechend detaillierten Plänen) über alle bauseitig erforderli-
chen Vorleistungen, Aussparungen, Schlitze, Befestigungsmöglichkeiten, hat der AN
umgehend nach Auftragserteilung und entsprechend dem Planungs- und Baufortschritt
dem AG zur schriftlichen Genehmigung vorzulegen. Bauseitige Mehrkosten durch fal-
sche oder verspätete Bauangaben fallen dem AN zur Last. Nicht genehmigte Ausfüh-
rungen können abgelehnt werden und sind auf Kosten des AN zu entfernen. Die Aner-
kennung bzw. Freigabe der Unternehmerpläne durch den AG befreit den AN nicht von
der vollen Gewährleistung.
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3. PROJEKTBESCHREIBUNG /
GEWERKESPEZIFISCHE BESONDERHEITEN

3.1 Allgemeine Beschreibung
3.1.1 Örtliche Lage (Bauplatz)

Am Teich 5
2452 Mannersdorf am Leithagebirge
Google Maps Link

3.1.2 Projektbeteiligte
Zuständige Dienststelle:
STM Bruck an der Leitha

Ausschreibende Diensstelle:
Amt der NÖ Landesregierung
Abteilung Straßenbetrieb
Landhausplatz 1
3109 St. Pölten

3.1.3 Zusammenfassende Beschreibung der Leistungen
Errichtung eines Streusalzsilos mit 250 m³ Rauminhalt samt Fundierung entspre-
chend statischer Erfordernisse bzw. entsprechend geotechnischem Gutachten vom
14.08.2025, inkl. vorherigem Abbruch von alten Fundamenten

3.2 Allgemeine Umstände der Leistungserbringung
Nachstehende Umstände, Erschwernisse und dgl. sind für die Ausführung der Leis-
tung und damit für die Erstellung des Angebotes besonders von Bedeutung und in
der Kalkulation zu berücksichtigen!

Entsprechend geotechnischem Gutachten vom 14.08.2025 Punkt 4.6. „Grund-
wasserverhältnisse“ ist mit Grundwasser ab einer Aushubtiefe von 0,8 m zu
rechnen.
Aufgrund einer Auskunft bei der Wasserrechtsbehörde besteht für die Ablei-
tung (pumpen) während der Bauzeit die Möglichkeit die Wässer in den hinter
dem Grundstück liegenden Vorfluter einzuleiten, es ist dafür jedoch um Bewil-
ligung anzusuchen.

Hinweis: Seitens des AG ist die Erwirkung einer wasserrechtlichen Bewilligung im Vorfeld nicht mög-
lich, da eine detaillierte Massenermittlung für die Wasserhaltung von der vom AN gewählten Fundie-
rungsart und der kalkulierten Dauer der Maßnahmen abhängig ist.
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3.3 Gewerkespezifische Besonderheiten
Nachfolgende Leistungen sind in den Einheitspreisen inbegriffen. Alle damit verbun-
denen Kosten sind einzurechnen und werden nicht gesondert vergütet.

3.3.1 Allgemeine Bestimmungen für alle Gewerke
Siehe LV Pos. 0001

3.3.2 Gewerkespezifische Bestimmungen
Bauführer:
Der Auftragnehmer nimmt die Funktion des Bauführers gemäß NÖ Bauordnung §25
(bzw. Bautechnikverordnung) wahr. Die Bescheinigung gemäß NÖ Bauordnung §30
ist bei Übernahme vorzulegen. Die Kosten hierfür sind einzukalkulieren.

Vor Baubeginn gibt es vor Ort eine förmliche Baueinleitung, die Teilnahme ist erfor-
derlich.

3.4 Mögliche Änderung von Umständen
Nachstehende Umstände sind bei der Kalkulation nicht zu berücksichtigen, können
aber aus aktueller Sicht eine Änderung nach sich ziehen

3.5 Zuschlagskriterien
Folgende Zuschlagskriterien wurden für die gegenständliche Ausschreibung ausge-
wählt:
100 % PREIS
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4. BEILAGENVERZEICHNIS

 Ggstl. Ausschreibungsunterlage
 Geschlossenes LV
 Onlv-Datenträger
 Geotechnisches Gutachten
 Lageplan (Auszug aus Einreichplan)
 Luftbild


